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Beachte 

Abs. 2b tritt hinsichtlich der Masterstudien mit 1. Oktober 2019 in Kraft. Pädagogische Hochschulen 
können die Masterstudien auch bereits vor dem erwähnten Inkrafttretenszeitpunkt anbieten (vgl. § 80 
Abs. 8 Z 4). 

Text 

Zulassungsvoraussetzungen 

§ 51. (1) Voraussetzung zur Zulassung zu einem Bachelorstudium für ein Lehramt ist die allgemeine 
Universitätsreife sowie die leistungsbezogene, persönliche, fachliche, künstlerische und pädagogische 
Eignung zum Studium gemäß der für den Beruf der Pädagoginnen und Pädagogen notwendigen 
Kompetenzen. Die allgemeine Universitätsreife ist für ordentliche Studierende für Lehrämter im Bereich 
der Berufsbildung bis zum Erlangen von 120 ECTS-Credits nachzuweisen. Zusätzliche Voraussetzungen 
für die Zulassung zu Bachelorstudien für Lehrämter für die Sekundarstufe (Berufsbildung) sind durch 
Verordnung des Hochschulkollegiums festzulegen. 

(2) Die allgemeine Universitätsreife ist durch eine der folgenden Urkunden nachzuweisen: 

 1. österreichisches Reifezeugnis einschließlich eines Zeugnisses über die Berufsreifeprüfung und 
nach schulrechtlichen Vorschriften nostrifizierte Reifeprüfungszeugnisse, 

 2. Studienberechtigungsprüfung gemäß dem Hochschul-Studienberechtigungsgesetz, BGBl. I 
Nr. 71/2008, bzw. einschlägige Studienberechtigungsprüfung gemäß § 64a des 
Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120/2002 in der Fassung BGBl. I Nr. 81/2009, 

 3. ausländisches Zeugnis, das einem österreichischen Zeugnis gemäß Z 1 auf Grund einer 
völkerrechtlichen Vereinbarung gleichwertig ist, 

 4. Urkunde über den Abschluss eines mindestens dreijährigen Studiums an einer anerkannten 
inländischen oder ausländischen postsekundären Bildungseinrichtung, 

 5. Erwerb des Diplomgrades gemäß § 35 AHStG bzw. eines akademischen Grades gemäß 
Universitätsstudiengesetz, Universitätsgesetz 2002, Fachhochschul-Studiengesetz oder 
Universitäts-Akkreditierungsgesetz auf Grund eines Studiums von mindestens drei Jahren. 

(2a) Für ein Bachelorstudium für ein Lehramt für die Sekundarstufe (Berufsbildung) kann 
abweichend von § 51 Abs. 1 die allgemeine Universitätsreife durch einen Meisterbrief oder eine 
gleichzuhaltende Qualifikation in Verbindung mit einer mindestens dreijährigen Berufspraxis ersetzt 
werden. 
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(2b) Voraussetzung für die Zulassung zu einem Masterstudium ist die Absolvierung eines 
einschlägigen Bachelorstudiums. 

(2c) Zum Bachelorstudium an Pädagogischen Hochschulen dürfen nur solche Personen zugelassen 
werden, die die durch Verordnung näher festzulegenden Voraussetzungen gemäß Abs. 3 erfüllen. Die 
Anforderungen an die Eignung sind in Orientierung an dem Kompetenzkatalog gemäß § 42 Abs. 1a so zu 
konkretisieren, dass hinsichtlich der Auswahl der Studierenden den Zielstellungen des Lehrberufs zu 
Diversität und Inklusion Rechnung getragen wird. Es ist vom Nachweis jener Eignungskriterien Abstand 
zu nehmen, die bei Erfüllung der wesentlichen Anforderungen für den angestrebten Beruf aufgrund einer 
anderen Erstsprache als Deutsch oder einer Behinderung im Sinne des Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetzes nicht erfüllt werden können. Bei Bedarf sind sowohl im Rahmen des 
Eignungsfeststellungsverfahrens als auch im Verlauf des Studiums geeignete Ausgleichsmaßnahmen (zB 
im Sinne des § 63 Abs. 1 Z 7) vorzusehen. 

(3) Die Feststellung der Eignung hat wissenschaftliche Kriterien zu berücksichtigen. Informationen 
zu den berufsspezifischen Anforderungen und Selbsterkundungsinstrumentarien sind auf der Website zur 
Verfügung zu halten. Informationen zur Feststellung der Eignung sind spätestens vier Wochen vor 
Beginn der Registrierung auf der Website zur Verfügung zu stellen, spätestens jedoch sechs Monate vor 
Beginn des Studienjahres. Die näheren Bestimmungen über die Zulassungsvoraussetzungen, das 
Aufnahmeverfahren einschließlich der Feststellung der Eignung zum Bachelorstudium sowie über die 
Voraussetzungen zum Studium von (Hochschul-)Lehrgängen sind durch Verordnung des zuständigen 
Regierungsmitgliedes sowie nach den Anforderungen der Curricula durch Verordnung des 
Hochschulkollegiums festzulegen. 


